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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


In der Anlage übersende ich den von der Bundesregierung bcschlos- 
seriell 


Entwurf eines Gesetzes zur Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts in der Kriegs- 
opferversorgung für Berechtigte im Ausland 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen (Anlage 1). 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit. 

Der Bundesrat hat zu der Gesetzesvorlage in seiner 104. Sitzung 
am 6. März 1952 gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes 
Stellung genommen (Anlage 2). 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates ist in Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Blücher 


ürück: Bonner ÜniVersitats-BLichdrücKerei Gebi . ischeui , Boiiil 
AHein-Verti leb: Dr. Hans Heger, Andernach, Bieite Straße 30, 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unredits in der 
Kriegsopferversorgung für Berechtigte im Ausland 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen; 

Personenkreis 

§ 1 

(1) Wiedergutmachung nach diesem Ge- 

- .tz erhalten Personen, die in ihrer auf Schä- 
digungen im Sinne der §§ 1 und 82 des Ge- 
setzes über die Versorgung der Opfer des 
Krieges (Bundesversorgungsgesetz) — BVG 

— vom 20. Dezember 1950 (Bundesgesetzbl. 
S. 791) beruhenden Versorgung durch natio- 
nalsozialistische Verfolgungs- oder Unter- 
drückungsmaßnahmen wegen ihrer politi- 
schen Überzeugung oder aus Gründen der 
Rasse, des Glaubens oder der Weltanschau- 
ung geschädigt worden sind (Geschädigte) 
und ihren Wohnsitz oder dauernden Aufent- 
halt im Ausland haben. Wiedergutmachung 
erhalten bei Erfüllung der sonstigen Voraus- 
setzungen auch im Auslande lebende Hinter- 
bliebene Geschädigter, die nicht selbst Ge- 
schädigte im Sinne des Satzes 1 sind. 

(2) Absatz 1 findet keine Anwendung auf 
Personen, die Mitglied der NSDAP oder einer 
ihrer Gliederungen waren oder den National- 
sozialismus gefördert haben; jedoch kann bei 
lediglich nomineller Mitgliedschaft in der 
NSDAP oder einer ihrer Gliederungen aus- 
nahmsweise Wiedergutmachung gewährt 
werden, wenn die Mitgliedschaft durch vor- 
ausgegangene nationalsozialistische Verfol- 
gungs- oder Unterdrückungsmaßnahmen be- 
dingt war, oder wenn diese Personen trotz 
der Mitgliedschaft den Nationalsozialismus 
aktiv bekämpft haben und deswegen verfolgt 
worden sind. 

(3) Absatz 1 findet ferner keine Anwen- 
dung auf Personen, die als Österreicher durdi 


die Vereinigung Österreichs mit dem Deut- 
schen Reidi die deutsdie Staatsangehörigkeit 
erworben hatten. 

Umfang und Voraussetzung der 
Wiedergutmachung 

S 2 

Personen mit Anspruch auf Wiedergut- 
machung (§ 1) wird Versorgung nach Maß- 
gabe des Bundesversorgungsgesetzes (BVG) 
gewährt, soweit sich nicht aus folgendem 
etwas anderes ergibt. 

§ 3 

Dem Anspruch auf Wiedergutmachung 
steht nicht entgegen, daß Geschädigte oder 
ihre Hinterbliebenen Im Sinne des § 1 Abs. 1 

a) vor Verlegung ihres Wohnsitzes ins Aus- 
land ihren Wohnsitz nicht im Bundes- 
gebiet oder im Lande Berlin hatten 

oder 

b) nicht Deutsche im Sinne des Artikels 116 
des Grundgesetzes sind. 

S 4 

(1) Wiedergutmachung wird gewährt, 
wenn 

1. ein Geschädigter im Sinne des § 1 Abs. 1 
Satz 1 seinen Wohnsitz oder dauernden 
Aufenthalt bis zum 23. Mai 1949 im Aus- 
land genommen hat 

und 

2. die Regierung des Staates, in dem sich der 
Berechtigte aufhält, mit der Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland diplo- 
matische Beziehungen unterhält; von die- 
ser Voraussetzung kann die Bundesregie- 
rung Ausnahmen zulassen. 
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(2) Absatz 1 Nr. 1 findet keine Anwendung 
auf Hinterbliebene Geschädigter im Sinne des 
§ 1 Abs. 1 Satz 2. 

S 5 

(1) Ausgleichsrcnten und Elternrenten (§5 
32, 33, 41, 47 und 49 bis 51 BVG) werden in 
voller Höhe gewährt, es sei denn, daß der 
Lebensunterhalt offenbar auf andere Weise 
slchergestellt ist oder Bedürftigkeit offenbar 
nidit vorliegt. 

(2) Unterhaltsbeträge für den Führhund 
werden gewährt und die durch die Folgen 
der Schädigung verursachten außergewöhn- 
lichen Kosten für Kleider- und Wäschever- 
schleiß in angemessenem Umfange ersetzt 
(§ 13 Abs. 3 und 4 BVG); auf Antrag 
werden die wegen der Folgen einer Schädi- 
gung für selbst durdigeführLc Heilbehand- 
lung entstandenen Kosten in dem Umfange 
erstattet, in dem sie bei Durchführung der 
Heilbehandlung durch die im Bundesgebiet 
hierfür zuständigen Stellen entstanden wären. 
Im übrigen finden die Vorschriften über 
Heilbehandlung, Krankengeld und Hausgeld 
(§§ 10 bis 24 BVG) sowie die Vorschriften 
über soziale Fürsorge, Arbeits- und Berufs- 
förderung (5§ 25 bis 28 BVG), Ruhen des 
Rechts auf Versorgung (§ 64 Abs. 1 Nr. 1 
BVG) und Kapitalabfindung (§§ 72 bis 79 
BVG) keine Anwendung. 

§ 6 

Für die Zeit vom 1. April 1950 bis zum In- 
krafttreten dieses Gesetzes wird eine Ent- 
schädigung in Höhe der sich nach den §§ 2 
bis 5 ergebenden laufenden Geldleistungen 
gewährt. 

§ 7 

Auf die nach diesem Gesetz zu gewähren- 
den Geldleistungen werden die wegen der Fol- 
gen einer Schädigung im Sinne des Bundesver- 
sorgungsgesetzes nach anderen Vorschriften 
für die gleiche Zeit gewährten Bezüge ange- 
rechnet. 

Fristen und Verfahren 

S 8 

(1) Wiedergutmachung wird nur auf An- 
trag gewährt. Der Antrag ist binnen einer 
Ausschlußfrist von einem Jahr nach Verkün- 
dung dieses Gesetzes bei der für den Wohnort 
zuständigen Vertretung der Bundesrepublik 
Deutschland, mangels einer solchen Vertretung 


bei dem Auswärtigen Amt zu stellen. Bei Hin- 
terbliebenen beginnt der Lauf der Frist frü- 
hestens mit dem auf den Todestag des Beschä- 
digten folgenden Tage. Rechtswirksam Ist 
auch ein bei einer anderen deutschen amtlichen 
Stelle gestellter Antrag. 

(2) Ist die in Absatz 1 genannte Frist ver- 
säumt, so schließt das den Antrag auf Wie- 
dergutmachung nicht aus, wenn der Berechtigte 
glaubhaft madit, daß er ohne sein Verschul- 
den verhindert war, den Antrag fristgerecht 
einzureichen. Der Antrag ist in diesen Fällen 
binnen sechs Monaten nach Wegfall des Hin- 
dernisses zu stellen. 

(3) Eines Antrages bedarf es nicht, wenn 
der Berechtigte seinen versorgungsrechtlichen 
Wiedergutmachungsanspruch bereits auf Grund 
der bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes gel- 
tenden Reditsvorschriften oder Verwaltungs- 
anordnungen angemeldet hat. 

S 9 

Wird der Antrag auf Wiedergutmadiung 
binnen einem Jahr nach Verkündung dieses 
Gesetzes gestellt, so beginnt die laufende Ver- 
sorgung mit dem Monat, in dem ihre Voraus- 
setzungen erfüllt sind, frühestens mit dem Mo- 
nat des Inkrafttretens dieses Gesetzes. 

§ 10 

(1) Für die nach diesem Gesetz im Verwal- 
tungs- und Rechtsmittelverfahren zu treffen- 
den Entscheidungen sind die Behörden zustän- 
dig, die über Leistungen nach dem Bundesver- 
sorgungsgesetz zu entscheiden haben. 

(2) Die Frist für die Einlegung eines Rechts- 
mittels beträgt drei Monate seit der Zustel- 
lung der anzufechtenden Entscheidung, bei Zu- 
stellung außerhalb Europas sechs Monate. 

Zahlung 
§ 11 

Die Geldleistungen nach diesem Gesetz sind 
im Bundesgebiet oder im Lande Berlin zahl- 
bar. Für die Zahlung auf Sperrkonto und die 
Überweisung in das Ausland gelten die devi- 
senrechtlichen Bestimmungen. 

Übergangs- und Schlußvorsdiriften 
§ 12 

(l) Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 
[.Oktober 1950 in Kraft. 
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(2) Mit dem gleichen Zeitpunkt werden die 
in den Ländern des Bundesgebietes und im 
Lande Berlin geltenden Rechtsvorschriften 
oder Verwaltungsanordnungen und die in § 6 
des Gesetzes über die Behandlung der Ver- 
folgten des Nationalsozialismus in der Sozial- 
versicherung vom 22. August 1949 (WiGBl. 
S. 263) enthaltenen Vorschriften über die Wie- 
dergutmachung nationalsozialistischen Un- 
rechts, soweit sie die Kriegsopferversorgung 
betreffen, aufgehoben. 

§ 13 

(1) Personen im Sinne des § 1, die nach 
dem 31. März 1950 aus dem Auslande zurück- 
gekehrt sind und ihren Wohnsitz oder stän- 
digen Aufenthalt im Bundesgebiet befugt ge- 
nommen haben, erhalten, wenn der Antrag 
auf Wiedergutmachung binnen sechs Monaten 
nach Verkündung dieses Gesetzes gestellt 


wird, die Versorgung nach den Vorschriften 
des Bundesversorgungsgesetzes von dem Mo- 
nat an, in dem die Voraussetzungen für ihre 
Gewährung erfüllt sind, frühestens vom 
1. April 1950 an. 

(2) Absatz 1 findet auf Personen im Sinne 
des § 1, die nach dem 30. Juni 1950 aus dem 
Auslande zurückgekehrt sind und ihren Wohn- 
sitz oder ständigen Aufenthalt im Lande Ber- 
lin befugt genommen haben, mit der Maß- 
gabe Anwendung, daß die Versorgung frü- 
hestens vom l.Juli 1950 an beginnt. 

(3) § 7 gilt entsprechend. 

S 14 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
des Gesetzes über die Stellung des Landes Ber- 
lin im Finanzsystem des Bundes (Drittes 
Überleitungsgesetz) vom 4. Januar 1952 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Begründung 


A. Allgemeines 

Durch das Gesetz vom 11. Mai 1951 (BGBl. I 
S. 291) ist die Wiedergutmachung national- 
sozialistischen Unrechts für Angehörige des 
öffentlichen Dienstes geregelt worden. Wie- 
dergutmachung wird nach diesem Gesetz auch 
Versorgungsempfängern gewährt, die durch 
Entziehung oder Kürzung ihrer Versorgungs- 
bezüge geschädigt worden sind. Für Geschä- 
digte des öffentlichen Dienstes, die im Aus- 
land leben, ist die Wiedergutmachung durch 
ein besonderes Gesetz vom 18. März 1952 
(BGBL I S. 137) geregelt. In gleidier Weise 
wie Angehörige des öffentlichen Dienstes sind 
auch Personen, die infolge einer Schädigung 
durch militärischen oder militärähnlichen 
Dienst oder durch unmittelbare Kriegseinwir- 
kungen versorgungsberechtigt waren, und ihre 
Hinterbliebenen durch nationalsozialistische 
Verfolgungs- oder Unterdrückungsmaßnah- 
men in ihrer Versorgung geschädigt worden. 
Soweit sie sich noch im Auslande befinden, 
ist für sie eine entsprechende Regelung erfor- 
derlich, die die Sonderverhältnisse berücksich- 
tigt und den Anspruch sichert. Sie soll auch 
Personen umfassen, die ihren Wohnsitz vor 
ilirer Auswanderung außerhalb des Bundes- 
gebietes oder des Landes Berlin hatten. 


Soweit Geschädigte inzwischen in das Bundes- 
gebiet oder nach Berlin zurückgekehrt sind, 
findet das Bundesversorgungsgesetz auf sie 
uneingeschränkt Anwendung, auch wenn ihnen 
die deutsche Staatsangehörigkeit aberkannt 
war und sie diese nicht wieder erworben ha- 
ben (§ 7 Nr. 3 BVG). Für diese Personen ist 
daher eine Wiedergutmachung nur vorgesehen, 
wenn sie nach dem 31. März 1950 zurückge- 
kehrt sind und die gesetzliche Versorgung des- 
halb in der Regel erst von einem späteren 
Zeitpunkt ab als dem 1. April 1950 erhalten 
konnten (§ 13). 

B. Besonderer Teil 

Zu § 1 (Personenkreis) 

Bei den Personen, auf die das Gesetz Anwen- 
dung finden soll, handelt es sich um Versor- 
gungsberechtigte, deren Versorgungsanspruch 
auf den Folgen einer Schädigung (Dienstbe- 
sdiädigung) beruhte und vorwiegend nach dem 
früheren Reichsversorgungsgesetz und den Ge- 
setzen, die dieses für anwendbar erklärten 
(Altrentnergesetz, Kriegspersonenschädenge- 
setz), oder nach dem Wehrmachtversorgungs- 
gesetz anerkannt war. Vereinzelt können sich 
auch Versorgt! ngsfälle ergeben, die Ihre 
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Rechtsgrundlage hatten in dem Wehrmachts- 
fürsorge- und “Versorgungsgesetz und den 
Vorschriften, die dieses Gesetz für anwendbar 
erklärten, sowie in den Reichsarbeitsdienstver- 
sorgungsgesetzen für die männliche und weib- 
liche Jugend. 

„Geschädigte^' sind Personen, denen die Ver- 
sorgungsbezüge wegen marxistischer oder 
staatsfeindlicher Betätigung aberkannt wur- 
den, oder die als Juden diese Bezüge mit dem 
Verlust der deutsdien Staatsangehörigkeit auf 
Grund der Elften Verordnung zum Reichs- 
bürgergesetz vom 25. November 1941 (RGBl. 
I S. 722) verloren haben. Einen Wiedergut- 
machungsanspruch sollen auch Hinterbliebene 
Geschädigter haben, die nicht unmittelbar Ge- 
schädigte im Sinne des § 1 Abs. 1 Satz 1 sind. 
Als solche kommen insbesondere in Betracht: 
Ehefrauen und Kinder, die mit einem Geschä- 
digten In das Ausland gegangen sind, oder erst 
im Ausland geborene Kinder, oder Frauen, 
welche die Ehe mit einem Geschädigten im 
Auslande geschlossen haben und die aus einer 
solchen Ehe hervorgegangenen Kinder. 

Von dem Anspruch auf Wiedergutmachung 
sollen jedoch Personen ausgeschlossen werden, 
die Mitglieder der NSDAP oder einer ihrer 
Gliederungen waren oder den Nationalsozialis- 
mus gefördert haben (§ 1 Abs. 2). 

Keinen Anspruch auf Wiedergutmachung sol- 
len ferner Personen haben, die als Österrei- 
cher durch die Vereinigung Österreichs mit 
dem Deutschen Reich die deutsche Staatsange- 
hörigkeit erworben hatten, weil sie wieder 
Österreicher geworden sind oder Österreich 
für sie doch als Heimatland in Betracht kom- 
men muß (§ 1 Abs. 3). 

Zu §§ 2 bis 7 (Umfang und Voraussetzung 
der Wiedergutmachung) 

Grundsätzlich muß sich die Versorgung nach 
den Vorschriften des Bundesversorgungsge- 
setzes richten (§ 2). Jedoch sind Abweichun- 
gen und Einschränkungen notwendig, die sidi 
aus den besonderen Verhältnissen ergeben 
(§§ 3 bis 5). 

Wie schon in Abschnitt A ausgeführt, soll die 
Wiedergutmachung auch Personen umfassen^ 
die Ihren Wohnsitz vor ihrer Auswanderung 
außerhalb des Bundesgebietes oder des Lan- 
des Berlin hatten. Um in dieser Hinsicht je- 
den Zweifel auszuschließen, soll dies im Hin- 
blick auf die Vorschrift des § 7 Nr. 2 BVG 
durch die in § 3 unter Buchst, a vorgesehene 
Vorschrift ausdrücklich festgelegt werden. 
Ferner soll der WiedergutmaAung nicht ent- 
gegenstehen, daß Geschädigte oder ihre Hin- 


terbliebenen nicht Deutsche im Sinne des 
Art. 116 des Grundgesetzes sind (§ 3 Buchst, 
b). Hierbei wird Insbesondere an Personen 
gedacht, welche die deutsche Staatsangehörig- 
keit verloren oder eine ausländische Staats- 
angehörigkeit erworben haben oder als Hin- 
terbliebene nie im Besitze der deutschen 
Staatsangehörigkeit gewesen sind, weil sie die 
Ehe mit einem Geschädigten erst im Aus- 
lande geschlossen haben, nachdem dieser die 
deutsche Staatsangehörigkeit verloren hatte. 
Der § 4 Abs. 1 Nr. 1 knüpft an den in § 3 
Nr. 1 des Gesetzes für im Ausland lebende 
wiedergutmachungsberechtigte Angehörige 
des öffentlichen Dienstes vom 18. März 1952 
(BGBl. I S. 137) auf den 23. Mai 1949 fest- 
gelegten Stichtag an. 

Von der in § 4 Abs. 1 Nr. 2 vorgesehenen 
Voraussetzung für die Wiedergutmachung, 
daß die Regierung des Staates, in dem sidi 
der Geschädigte aufhält, mit der Regierung 
der Bundesrepublik diplomatische Beziehun- 
gen unterhält, soll die Bundesregierung Aus- 
nahmen zulassen können. Wie sich aus der 
Bekanntmachung im Bundesanzeiger vom 
6. August 1952 Nr. 150 S. 2 ergibt, sind nach 
einem Beschluß der Bundesregierung auf dem 
Gebiete des öffentlichen Dienstes Ausnahmen 
nicht nur für im Staate Israel lebende Wie- 
dergutmachungsberechtigte, sondern auch für 
in anderen Staaten lebende Wiedergut- 
machungsberechtigte bereits zugelassen wor- 
den. Gleiche Ausnahmen müssen für wieder- 
gutmachungsberechtigte Kriegsopfer Geltung 
erlangen. 

Die Feststellung eines sonstigen Einkommens, 
das eine Ausgleichsrente oder Elternrente aus- 
schließen oder mindern kann, ist technisch 
undurchführbar. Andererseits ist es aber nicht 
vertretbar, diese vom Einkommen abhängi- 
gen Bezüge zuzuerkennen, wenn offenbar ist, 
daß sie wirtschaftlich nicht benötigt werden. 
§ 5 Abs. 1 sieht deshalb vor, daß Ausgleichs- 
renten und Elternrenten in voller Höhe ge- 
währt werden, es sei denn, daß der Lebens- 
unterhalt offenbar auf andere Weise sicher- 
gestellt ist oder Bedürftigkeit offenbar nicht 
vorliegt. 

Die Nichtanwendbarkeit der im § 5 Abs. 2 
genannten Vorschriften ergibt sidi aus den 
Sonderverhältnissen, die durch den Aufent- 
halt im Ausland bedingt sind. Unterhalts- 
beträge für den Führhund sollen jedoch ge- 
währt und außergewöhnliche Kosten für 
Kleider- und Wäscheverschleiß ersetzt wer- 
den (§13 Abs. 3 und 4 BVG). Aufwen- 
dungen der Beschädigten für selbstdurchge- 
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führte Heilbehandlung sollen insoweit er- 
stattet werden, als sie bei Durchführung der 
fieilbehandlung durch die im Bundesgebiet 
hierfür zuständigen Stellen entstanden wären. 
Eine solche Begrenzung erscheint grundsätz- 
lich geboten. Wenn auf diese Weise durch 
ungedeckt bleibende Ausgaben im Einzelfalle 
eine Notlage elntreten sollte, kann aus 
Unterstützungsmitteln geholfen werden. 

Nach dem Vorbild der im Wiedergut- 
machungsgesetz für frühere Angehörige des 
öffentlidien Dienstes vom 11. Mai 1951 in 
§ 19 Abs. 1 getroffenen Regelung muß auch 
In der Kriegsopferversorgung für die Zeit 
vom 1. April 1950, dem Zeitpunkt der 
Übernahme der Versorgungsausgaben auf 
den Bund, bis zum Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes eine Entschädigung gewährt werden. 
Sie soll sich aus Gründen der Vereinfadiung 
und Gleichmäßigkeit nach den Vorschriften 
des Bundesversorgungsgesetzes in der sich aus 
den §§ 2 bis 5 dieses Gesetzes ergebenden 
Höhe bemessen (§ 6). Die Gewährung der 
Entschädigung Ist davon abhängig, daß die 
Wiedergutmachung zur Entstehung kommt, 
sie wird nicht dadurch ausgeschlossen, daß die 
laufende Versorgung (§ 9) in Anwendung des 
§ 8 Abs. 2 erst von einem späteren Zeitpunkt 
an als dem 1. Oktober 1950 (§ 12 Abs. 1) 
beginnt. 

Mit diesem Gesetz über die bestehende bun- 
desgesetzliche Regelung für Angehörige des 
öffentlichen Dienstes hinaus in der Kriegs- 
opferversorgung eine Wiedergutmachungs- 
leistung für eine vor dem 1. April 1950 lie- 
gende Zeit festzulegen, ist deshalb nicht mög- 
lich, weil die gleiche Frage sich auch auf ande- 
ren Gebieten ergibt, deren einheitliche Rege- 
lung einem abschließenden Bundeswiedergut- 
machungsgesetz Vorbehalten bleiben muß. 
Durch die im § 7 vorgesehene Anrechnung 
soll eine Doppelzahlung von Versorgungs- 
bezügen ausgeschlossen werden. 

Zu §§ 8 bis 10 (Fristen und Verfahren) 

Wiedergutzumachende Fälle können nicht 
von Amts wegen erfaßt werden. Wiedergut- 
machung kann daher nur auf Antrag gewährt 
werden. In der Regel handelt es sich um An- 
sprüche, die früher bereits festgestellt waren. 
Eine Anmeldefrist von einem Jahr von der 
Verkündung des Gesetzes an ist daher durch- 
aus angemessen. Sie erscheint auch für erst- 
malig festzustellende Ansprüche ausreichend. 
Bei Hinterbliebenen soll der Lauf der Frist 
frühestens mit dem auf den Todestag des Be- 


schädigten folgenden Tage beginnen (§ 8 
Abs. 1). Auch Geschädigte, die sich in Ländern 
aufhalten, mit denen die Bundesrepublik 
Deutschland keine diplomatischen Beziehungen 
unterhält (§ 4 Abs. 1 Nr. 2), sind an der An- 
tragstellung nicht gehindert, zumal sie in An- 
wendung cier Vorschrift des § 4 Abs. 1 letzter 
Satz fast allgemein in die Wiedergutmachung 
einbezogen werden; vergleiche hierzu auch die 
Begründung zu § 4 Abs. 1 Nr. 2. 

Nach § 8 Abs. 2 soll unter bestimmten Vor- 
aussetzungen zugelassen werden, daß bei Frist- 
versäumnis ein Antrag noch gestellt werden 
kann, wenn der Berechtigte glaubhaft macht, 
daß er ohne sein Verschulden verhindert war, 
den Antrag fristgerecht einzureichen. 

Eines erneuten Antrages soll es dann nicht be- 
dürfen, wenn schon nach früheren Rechtsvor- 
schriften, soweit sie eine versorgungsrechtliche 
Wiedergutmachung Geschädigter im Auslande 
vorsahen, der Anspruch angemeldet worden 
ist (§ 8 Abs. 3). 

Versorgung soll rückwirkend frühestens vom 
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes 
an gewährt werden, wenn der Antrag auf 
Wiedergutmachung binnen einem Jahr nach 
seiner Verkündung gestellt wird (§ 9). 

Der § 10 legt die Zuständigkeit für die nach 
dem Gesetz zu treffenden Entscheidungen und 
die Frist für die Einlegung von Rechtsmitteln 
fest. Das Einvernehmen mit den für die Wie- 
dergutmachung auf anderen Gebieten zustän- 
digen Behörden wird durch Verwaltungsvor- 
sdiriften sicherzustellen sein. 

Zu § 11 (Zahlung) 

Die Vorschrift des Absatzes 1 stellt klar, daß 
die Versorgungsbezüge im Bundesgebiet oder 
im Lande Berlin zahlbar und die devisenredit- 
lichen Vorschriften zu beachten sind. 

Zu §§ 12 bis 14 (Übergangs- und Schluß- 
vorschriften) 

§ 12 Abs. 1 bestimmt den Zeitpunkt des In- 
krafttretens dieses Gesetzes. Im Abs. 2 wer- 
den mit dem gleichen Zeitpunkt die bisherigen 
Vorschriften, soweit sie die Kriegsopferver- 
sorgung betreffen, ausdrücklich aufgehoben. 
Soweit in den Ländern der amerikanischen 
und französischen Zone schon bisher eine Wie- 
dergutmachung für geschädigte Kriegsopfer im 
Auslande zugelassen war und ein Antrag 
rechtzeitig gestellt worden ist, steht die erst 
vom 1. Oktober 1950 an vorgesehene Aufhe- 
bung der landesrechtlichen Vorschriften ihrer 
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Anwendung für die Zeit vorher nicht ent- 
gegen. 

§13 trägt den sich im Übergang ergebpden 
Sonderverhältnissen Rechnung, wenn wieder- 
gutmachungsberechtigte Personen aus dem Aus- 
land nach dem 31. März 1950 in das Bundes- 
gebiet oder nach dem 30. Juni 1950 nach Ber- 
lin zurückgekehrt sind. Der spätere Stichtag 
für Berlin ergibt sich daraus, daß eine Kriegs- 
opferversorgung in Berlin erst vom 1. Juli 
1950 ab wiedereingeführt worden ist. Die 
Versorgung muß sidi auch für eine vor dem 
Inkrafttreten des Bundesversorgungsgesetzes 
(1. Oktober 1950) liegende Zeit nach letzte- 
rem Gesetz bestimmen, schon deshalb, weil ein 
Teil dieser Zeit auf einen Aufenthalt im Aus- 
land entfallen wird und cs nicht angebracht 
erscheint, die Versorgung für die Zeit zwi- 
schen Rüchkehr und Inkrafttreten des BVG 
auf das jeweils in Geltung gewesene Landes- 


recht umzustellen; für den Umfang müssen 
indessen die Rcgelvorschriften des Bundesver- 
sorgungsgesetzes gelten. 

§ 14 sieht die Einführung des Gesetzes im 
Lande Berlin vor. 

C. Finanzielle Auswirkung 

Die Zahl der nach diesem Gesetz wiedergut- 
zumachenden Fälle ist verhältnismäßig gering. 
Sie wird voraussichtlich 500 nicht überschrei- 
ten. Danach ergibt sich bei Zugrundelegung 
einer Durchschnittsmonatsrente von 100 DM 
ein jährlicher Geldbedarf von 600 000 DM. 
Es ist aber zu berücksichtigen, daß ein Teil der 
Empfangsberechtigten wegen Bedürftigkeit 
von der bereits im Erlaßwege getroffenen Re- 
gelung erfaßt sein wird, so daß sich die er- 
rechneten Mehrausgaben nach diesem Gesetz 
noch verringern werden. 
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Anlage 2 


DER PRÄSIDENT DES BUNDESRATES 

Bonn, den 6. März 1953 

An den 

Herrn Bundeskanzler 

Mit Bezug auf das Schreiben vom 19. Februar 1953 — 7 — 82 000 
— 2754/52 V — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in 
seiner 102, Sitzung am 6. März 1953 gemäß Artikel 76 Absatz 2 des 
Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts 
in der Kriegsopf erver sorguug 
für Berechtigte im Ausland 

die sich aus der Anlage ergebenden Änderungen vorzuschlagen. 
Außerdem hat der Bundesrat die nachstehende Entschließung ge- 
faßt. 

Im übrigen werden gegen den Entwurf Einwendungen nicht erhoben. 
Entschließung: 

Es wird für notwendig erachtet, daß die Tatbestände, welche die 
Entschädigungsansprüche wegen nationalsozialistischer Verfolgung 
begründen, sowie die Ausschluß- und Verwirkungsgründe in den 
verschiedenen Wiedergutmadiungsgesetzen koordiniert werden (vgl. 
§ 1 Absatz 1 und 2 des vorliegenden Entwurfs im Verhältnis zu 
den §§ 1 und 53 Absatz 2 des Entwurfs eines Bundesentschädi- 
gungsgesetzes — BR. -Drucksache Nr. 413/52/Beschluß). 

In Vertretung 

Kopf 
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BUNDESRAT 


Änderungsvorschläge 


zum Entwurf eines Gesetzes zur Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unredits 
in der Kriegsopferversorgung für Berechtigte im Ausland 


1. In § 5 Absatz 2 Zeile 7 ist das Wort „Bun- 
desgebiet“ durch die Worte „Geltungsbe- 
reich dieses Gesetzes“ zu ersetzen. 

Begründung: 

Da das Gesetz nach § 14 auch für Berlin 
Anwendung finden soll, ist die vorgeschla- 
genc Formulierung zur KlarsteF'mg erfor- 
derlich. 

2. In § 10 wird folgender neue Absatz 2 ein- 
gefügt: 

„(2) Soweit es für die Entscheidung 
auf die Feststellung des Verfolgungstat- 
bestandes ankommt, sind die Versorgungs- 
behörden an die Entscheidung der nach 
den Wiedergutmachungsgesetzen zustän- 
digen Behörden oder Gerichte gebunden.“ 

Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 
Begründung: 

Die tatsächlichen Voraussetzungen nach § 1 
des Gesetzes des Wirtschaftsrates über die 


Behandlung der Verfolgten des National- 
sozialismus in der Sozialversicherung vom 
22. August 1949 (WiGBl. S. 263) werden 
grundsätzlich durch die Entschädigungsbe- 
hörden und -gerichte fcstgestellt. Das Ver- 
fahren hat sich bewährt. Der Vorschlag 
dient der Vermeidung widersprechender 
Entscheidungen zweier Verwaltungsbehör- 
den oder Spruchinstanzen. 

(Die gleiche Ergänzung hat der Bundesrat 
zu § 7 des Fremdrenten- und Auslandsren- 
tengesetzes empfohlen — vgl, Ziff. 13 der 
BR-Drucksache Nr. 503/52, Beschluß — ). 

3. In § 12 Absatz 2 vorletzte Zeile sind nadi 
dem Wort „Kriegsopferversorgung“ die 
Worte „nach diesem Gesetz“ einzufügen. 

Begründung : 

Die Fassung der Regierungsvorlage könnte 
dahin ausgelegt werden, daß Anspruchsbe- 
rechtigte, die in deutschen Konzentrations- 
lägern untergebracht waren, ihren Anspruch 
verlieren. Die vorgeschlagene Ergänzung 
dient der Klarstellung. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 

zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates vom 6. März 1953 zum 
Entwurf eines Gesetzes zur Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unrechts 
in der Kriegsopferversorgung für Berechtigte im Ausland 


Zu 1: 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 

Zu 2: 

Denv Vorschlag kann nicht zugestimmt wer- 
den. Der Anspruch auf eine Kriegsopferver- 
sorgung beruht dem Grunde nach nicht auf 
nationalsozialistischen Verfolgungs- oder 
Unterdrückungsmaßnahmen, sondern auf 
den Folgen einer Dienstbeschädigung, die Im 
militärischen Dienst erlitten worden ist. Eine 
Wiedergutmachung kann nur in Frage kom- 
men, wenn eine solche Versorgung auf 
Grund von gesetzlich besonders festgelegten 
Entziehungsmerkmalen tatsächlich entzogen 
worden ist, z. B. wegen marxistischer oder 
staatsfeindlicher Betätigung, Aufenthalt im 
Ausland ohne Zustimmung der obersten 
Reichsbehörde, bei Juden Infolge Erlöschens 
des Anspruchs auf Versorgung wegen Ver- 
lustes der deutschen Staatsangehörigkeit bei 
Aufenthalt im Ausland auf Grund der Elften 
Verordnung zum Reichsbürgergesetz vom 
25. November 1941. Für die Feststellung, ob 
ein Entzug der Versorgung in diesem Sinne 
Vorgelegen hat, bedarf es deshalb nicht der 
Einschaltung der nach den allgemeinen Wie- 
dergutmachungsgesetzen zuständigen Behör- 
den oder Gerichte. Dies schließt jedoch nicht 
aus, daß die Versorgungsämter mit den all- 
gemeinen Wiedergutmachungsbehörden Ver- 
bindung zu halten haben, was verwaltungs- 
mäßig sichergestellt werden kann. 

Zu 3: 

Dem Vorschlag wird unter der Voraus- 


setzung zugestimmt, daß § 12 Abs. 2 fol- 
gende Fassung erhält: 

„(2) Mit dem gleichen Zeitpunkt werden 
die in den Ländern des Bundesgebiets und 
im Lande Berlin erlassenen Rechtsvor- 
schriften oder Verwaltungsanordnungen 
über die Wiedergutmachung nationalsozia- 
listischen Unrechts, soweit sie die Kriegs- 
opferversorgung nach diesem Gesetz be- 
treffen, aufgehoben.“ 

Durch diese Vorschrift sollen Länderbestim- 
mungen über die Versorgung von Kriegs- 
opfern im Ausland mit Wirkung vom 1. Ok- 
tober 1950 aufgehoben werden. § 6 des Wirt- 
schaftsratsgesetzes vom 22. August 1949 er- 
streckt sidh nur auf Nachzahlungen an Im 
Inland wohnende Berechtigte. Um Unklar- 
heiten zu vermeiden, die sich aus der bis- 
herigen Fassung des § 12 Abs. 2 in Verbin- 
dung mit dem Änderungsvorschlag des Bun- 
desrates ergeben haben, empfiehlt es sich, 
§ 6 des Gesetzes vom 22. August 1949 aus 
dem Gesetzentwurf herauszunehmen. 

Die Entschließung des Bundesrates, daß die 
Tatbestände, welche die Entschädigungs- 
ansprüche wegen nationalsozialistischer Ver- 
folgung begründen, sowie die Ausschluß- 
und Verwirkungsgründe in den verschiede- 
nen Wiedergutmachungsgesetzen koordiniert 
werden sollten, ist zuzustimmen. Eine solche 
Koordinierung, die sich nicht nur auf das 
vorliegende Gesetz beschränken würde, kann 
aber erst vorgenommen werden, wenn das 
Bundesentschädigungsgesetz vorliegt. Bis da- 
hin muß es mangels einer einheitlichen Vor- 
schrift bei der vorgeschlagenen Fassung des 
§ 1 verbleiben. 
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